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oder wo sich sonst die Gelegenheit bietet. 
Neu-Isenburg ist eine interessante spannende 
Stadt; es lohnt sich hierfür etwas „GUTES“ zu 
tun.

Wenn Sie mich ins Stadtparlament wählen, 
werde ich mich insbesondere für folgende 
Themen einsetzen:

	■ Den frühzeitigen Dialog mit und die 
direkte Beteiligung von Bürgerinnen und 
Bürgern bei der Realisierung großer Projek-
te und Investitionen.

Der Weg ist das Ziel 

Seit meinem Umzug 1969 von Bremen nach 
Neu-Isenburg habe ich das Geschehen in dieser 
Stadt intensiv verfolgt. Bedingt durch meinen 
Tischtennissport und die nachfolgende Vereins- 
arbeit bei der TuS Zeppelinheim habe ich auch 
viel mit verschiedenen städtischen und politi-
schen Gremien zu tun gehabt. Als Stadtverord-
neter suche ich das Gespräch über Politik – im 
Verein, auch mal in der „Kneipe an der Theke“ 
oder wo sich sonst die Gelegenheit bietet. 
Neu-Isenburg ist eine interessante spannende 
Stadt; es lohnt sich hierfür etwas „GUTES“ zu 
tun.

Wenn Sie mich ins Stadtparlament wählen, 
werde ich mich insbesondere für folgende 
Themen einsetzen:

	■ Den frühzeitigen Dialog mit und die direk-
te Beteiligung von Bürgerinnen undBür-
gern bei der Realisierung großer Projekte 
und Investitionen.Kommunalwahlprogramm 2021-2026
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Sehr geehrte Damen und Herren,

Sie haben die Wahl: In welche Richtung soll sich unsere Stadt entwickeln? Soll 
Neu-Isenburg weiterhin bloß vor sich hin verwaltet oder endlich zukunftsfest ge-
staltet werden, um den besonderen Herausforderungen unserer neuen Zeit ge-
recht zu werden?

Sie stimmen ab über Themen, die uns hier vor Ort, im Kreis Offenbach und in der 
Region direkt betreffen. Wie gut werden Sie künftig wohnen und leben können, 
wie sicher werden Sie versorgt sein? Wie vielfältig werden unsere kulturellen und 
sozialen Angebote in Zukunft ausgestaltet werden? Wie werden Kindertagesstät-
ten und Schulen aufgestellt sein? Wie fließt der Verkehr in und um unsere Heimat-
stadt? Gemeinsam stellen wir die wichtigsten Weichen für unser Zusammenleben, 
für die Prosperität unserer Wirtschaft und die Höhe der kommunalen Abgaben.

Sie haben die Wahl, denn: Kommunal ist nicht Bund, nicht Land – vor allem: Kom-
munal ist nicht egal. 

Am 14. März 2021 wählen wir unsere Abgeordneten für die Ortsbeiräte in Graven-
bruch und Zeppelinheim, die Stadtverordneten und Kreistagsabgeordneten. Be-
reits ab Januar können Sie Ihre Stimme per Briefwahl oder direkt im Bürger- oder 
Wahlamt der Stadt Neu-Isenburg abgeben.

Es ist unsere Stadt, unsere Wahl und unser aller Entscheidung. Jede Stimme zählt! 

Auf den folgenden Seiten lesen Sie unsere kommunalpolitischen Leitlinien für die 
Jahre 2021 – 2026. Damit bitten wir Sie um Ihr Vertrauen und Ihre Stimme für die 
SPD.

Dirk Gene Hagelstein   Dr. Anette Schunder-Hartung   Florian Obst
SPD Fraktions-Vorsitzender 	   SPD Vorsitzende 			            SPD Vorsitzender	 					   
	
	



Jugendvertretung in Neu-Isenburg gekämpft. 
Nun setzen wir uns für stärkere Rechte, wie 
z.B. ein Antragsrecht in der Stadtverordne-
tenversammlung und ein Mitspracherecht in 
Sitzungen der Fachausschüsse, ein. Auch die 
Stärkung von Kinderrechten treiben wir nach 
Kräften voran. Kinder und Jugendliche brau-
chen eine Stimme, wir von der SPD helfen ih-
nen dabei.

Schon seit einigen Jahren versuchen Rechts-
populisten, Faschisten und Rechtsextreme 
unseren Staat innenpolitisch ins Wanken zu 
bringen. Kompromisse, die in einer Demokra-
tie unabdingbar sind, und politisches Handeln 
werden diskreditiert, während populistische 
Floskeln an Beliebtheit gewinnen. Der politi-
sche Referenzrahmen verschiebt sich zuneh-
mend. Unsagbares wird mit der Zeit sagbarer. 
Schritt für Schritt rücken damit Teile unserer 
Gesellschaft nach rechts, während dabei ge-
tan wird, als sei dies Normalität. Dadurch ist 
die Hemmschwelle für Gewalt zunehmend 
gesunken. Aus Worten werden Taten. Das ha-
ben wir in Hessen in den vergangenen zwei 
Jahren an vielen schrecklichen Beispielen er-
leben müssen. Zahlreiche Menschen sind Op-
fer rechter Gewalt geworden. Der Mord an Dr. 
Walter Lübcke und der Anschlag von Hanau 
waren keine Einzelfälle, sondern Ergebnis von 
rechtem Hass und rechter Hetze. 

Wir stehen an der Seite derjenigen, die sich für 
Demokratie und Freiheit einsetzen, und wer-
den rechter Gewalt in Neu-Isenburg keinen 
Raum geben.

Leitlinien einer gerechten Stadtpolitik
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INHALT 

Eine Stadt, in der alle alles sein können:  
Chancengleichheit, Selbstentfaltung, 
Selbstbestimmung

S. 4	 Die Stadt für alle ist eine Stadt von 	
	 allen für alle	
S. 5	 Die Stadt für alle ist eine soziale und 	
	 vielfältige Stadt 
S. 5	 Die Stadt für alle bietet Wohnraum 	
	 und Lebensqualität für alle
S. 6	 Die Stadt für alle bietet eine gesunde 	
	 Umwelt
S. 7	 Die Stadt für alle sorgt für Sicherheit 	
	 und kümmert sich um alle Generationen
S. 11	 Die Stadt für alle sichert allen Kindern 	
	 und Erwachsenen Bildung
S. 13	 Die Stadt für alle lässt Kultur entstehen 	
	 und fördert diese
S. 17	 Die Stadt für alle braucht das Ehrenamt

Eine Stadt der Zukunft:  
Die innovative, digitale und nachhaltige 
Stadt

S. 19	 Die Stadt der Zukunft wirtschaftet und 	
	 handelt nachhaltig
S. 21	 Die Stadt der Zukunft wird digital und 	
	 schafft Mobilität für alle
S. 25	 Die Stadt der Zukunft braucht innovative 	
	 Stadtplanung und -entwicklung
S. 28	 Die Stadt der Zukunft bietet eine gute 	
	 Gewerbeinfrastruktur mit attraktiven 	
	 Einkaufsmöglichkeiten
S. 28	 Die Stadt der Zukunft schafft Arbeit 	
	 und Chancen
S. 29	 Die Stadt der Zukunft ist vernetzt und 	
	 handelt transparent

Kandidat*innen 
   S. 2-24	 Stadtverordnetenversammlung  
   S. 30	 Ortsbeiräte 

Die Stadt für alle ist eine Stadt von allen 
für alle
 
Unsere Kommunikation mit Ihnen ist keine 
Einbahnstraße. Wir setzen uns für eine stärke-
re Beteiligung aller ein. Sei es bei Großprojek-
ten wie dem Hessentag oder bei der Auswahl 
neuer Straßenlaternen. Es gibt vielfältige Mög-
lichkeiten, die Beteiligung der hier lebenden 
Menschen zu stärken – z. B. die Schaffung ei-
nes eigenen Bürgeretats, über dessen Einsatz 
die hier lebenden Menschen mitentscheiden 
und die direkte Beteiligung bei der Mittelver-
wendung dieses „freien“ Anteils des Gesamt-
haushaltes.

Bürgerbegehren und Bürgerentscheide sind 
aus unserer Sicht nicht nur ein wichtiger Be-
standteil der Kommunikation zwischen der 
politischen Führungsebene und den Einwoh-
nern, sie sind gelebte Demokratie. Und De-
mokratie ist uns Sozialdemokraten als ältes-
ter demokratischer Partei seit jeher wichtig. 
Wir schaffen Prozesse, in denen mittels Bür-
gerversammlungen und Onlineportalen die 
Stimmung und Meinung der Neu-Isenburger 
Bevölkerung zu einzelnen Themen aufgenom-
men wird. Mit formalen Prozessen, wie dem 
Bürgerbegehren und dem Bürgerentscheid, 
bringen wir konkrete Forderungen in den Ent-
scheidungsprozess ein. 

Ganz großen Wert legen wir darauf, die kom-
menden Generationen bei Entscheidungen zu 
beteiligen. Sie sind unser Weg in und haben 
große Strahlkraft für die Zukunft! Hier haben 
wir schon erfolgreich für die Einführung einer 

Eine Stadt, in der alle alles sein können: 

Chancengleichheit, Selbstentfaltung, Selbstbestimmung
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Wohnraum, Wohnraum für Familien und frei 
finanziertem, bezahlbarem Wohnraum ein.

Die Schaffung von sozial gefördertem Wohn-
raum ist keine alleinige Aufgabe der Stadt 
Neu-Isenburg. Das Land Hessen ist mit den 
entsprechenden Förderprogrammen maß-
geblich beteiligt. Jahrelang wurde die Zahl 
der geförderten Wohnungen in Neu-Isenburg 
durch die CDU-Mehrheiten mit dem Argu-
ment zurückgefahren, im Kreis Offenbach hät-
ten wir die zahlenmäßig höchste Anzahl an 
Sozialwohnungen. Das kann so nicht bleiben: 
Wir werden uns dafür einsetzen, diesen Nega-
tivtrend umzukehren.

Stattdessen möchten wir sozial geförderten 
Wohnraum nicht nur in Hochhäusern der 
1960er und 1970er Jahre entstehen lassen. Wir 
wollen den bedarfsgerechten Ausbau über 
das gesamte Stadtgebiet und alle Wohnviertel 
aufteilen. Bei Neubauprojekten ab bestimm-
ten Größenordnungen werden wir uns für 
eine entsprechende verbindliche Quotierung 
bei der Belegung stark machen. 

Gleiches gilt für die Schaffung von barriere-
freiem Wohnraum. Dies ist in Bestandsge-
bäuden oftmals schwierig oder gar nicht zu 
realisieren, wohl aber bei Neubauten. Im Neu-
baugebiet Birkengewann wurden bereits viele 
neue Wohnungen entsprechend geplant und 
ausgestattet. Bei zukünftigen Projekten im 
Rahmen der Nachverdichtung in anderen Tei-
len der Stadt werden wir ebenfalls auf einen 
angemessenen Anteil barrierefreier Wohnun-
gen bei Modernisierungen oder Neubauten 
großen Wert legen.

Der Anteil derer, die sich ein Eigenheim nicht 
leisten können oder wollen, ist in Neu-Isenburg 
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Die Stadt für alle ist eine soziale und 
vielfältige Stadt

Neu-Isenburg ist reich – leider auch an ar-
men Menschen. Die Schere zwischen Gewin-
nern und Verlierern der wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklungen wird immer größer 
– eine Tatsache, der wir gemeinsam auch in 
Neu-Isenburg entgegentreten müssen. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Menschen an 
den Rand der Gesellschaft gedrängt werden 
oder von ihrem angestammten Wohnsitz ver-
drängt werden, weil Mieten zu hoch werden. 

Wir werden uns nicht nur für angemessene 
Beratung und Unterstützung in Notlagen ein-
setzen, sondern auch gemeinnützige bürgerli-
che Initiativen mit finanziellen Mitteln in ihrer 
Arbeit unterstützen. 

Mit dem „Isenburg-Pass“ werden wir ein wir-
kungsvolles Instrument einführen, mit dem 
Mittel vereinfacht abgerufen und kulturelle 
Angebote in Anspruch genommen werden 
können. Soziale und kulturelle Teilhabe sind 
wesentlicher Bestandteil unserer Gesellschaft. 
Wir wollen niemanden aufgrund seiner finan-
ziellen Ausstattung ausgrenzen. Zudem schaf-
fen wir durch den „Isenburg-Pass“ Synergien 
innerhalb der Verwaltung und sparen somit 
städtische Ressourcen ein.

Neu-Isenburg ist als Zufluchtsort für religi-
öse Flüchtlinge gegründet worden und war 
somit schon immer ein Platz für Geflüchtete, 
Vertriebene und politisch Verfolgte. In dieser 
Tradition werden wir als „sicherer Hafen“ zur 
Verfügung stehen und Menschen in Not eine 
Zuflucht bieten. 

Wir verstehen Integration als maßgebliche ge-

sellschaftliche Aufgabe und einen Prozess, der 
von beiden Seiten große Anstrengungen er-
fordert, um erfolgreich zu sein. Wir unterstüt-
zen die vielen Neu-Isenburger Initiativen und 
Vereine bei ihrer wichtigen gesellschaftlichen 
Aufgabe. Wir werden mit Sprachkursen und 
Ausbildungsprogrammen sowie Sport- und 
Freizeitprogrammen den Grundstein für eine 
verbesserte Integration legen.

Wir setzen uns weiterhin für ein kommuna-
les Wahlrecht für Einwohnerinnen und Ein-
wohner unabhängig von Ihrer nationalen 
Herkunft ein. Wer in Neu-Isenburg lebt, soll 
auch maßgeblich an den gesellschaftlichen 
Entscheidungen beteiligt werden. Außerdem 
setzen wir uns auf Landesebene für die Ein-
führung des Wahlrechts ab 16 Jahren ein. 

Die Stadt für alle bietet Wohnraum und 
Lebensqualität für alle 
 
Lebensqualität ist eine Errungenschaft, die 
über viele Generationen hinweg geschaffen 
wurde. Aber Lebensqualität ist kein Selbstläu-
fer. Wir alle müssen gemeinsam täglich dar-
an arbeiten, das Zusammenleben in unserer 
Stadt lebenswert zu gestalten und zu erhal-
ten. Viele Faktoren, die die Lebensqualität in 
Neu-Isenburg beeinflussen, können wir in der 
Kommunalpolitik nicht entscheidend verän-
dern. Aber wir können und wollen versuchen, 
aus dem, was möglich ist, das Beste für unsere 
Heimatstadt und ihre Bevölkerung herauszu-
holen.

Lebensqualität beginnt in den eigenen vier 
Wänden. Wir setzen uns für die bedarfsgerech-
te Schaffung von sozial gefördertem Wohn-
raum, barrierefreiem Wohnraum, betreutem 
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so hoch wie im Bundesschnitt. Ein Mietver-
hältnis ist immer eine Beziehung wechselsei-
tiger Abhängigkeit von Mieter und Vermieter. 
Auf der einen Seite steigen Mieten, auf der an-
deren Seite steigen die Unterhaltungs-, Reno-
vierungs- und Baukosten enorm an. Verschärft 
wird diese Situation durch die Verknappung 
von Wohnraum, durch hohe Nachfrage, aller-
dings auch durch gewollten längerfristigen 
Leerstand. Ebenso verschärfen Zweitwohnsit-
ze sowie die Nutzung im Rahmen einer stän-
digen touristischen Vermietung die Nachfrage 
auf dem Wohnungsmarkt.

Wir setzen uns für einen fairen Ausgleich 
der Interessen auf dem Wohnungsmarkt ein. 
Wir werden in Zusammenarbeit mit den ein-
schlägigen Interessenvertretungen einen 
qualifizierten Mietspiegel für Neu-Isenburg 
erstellen. Anhand dieses Mietspiegels lassen 
sich genaue und angemessene Quadratme-
terpreise für alle Wohnlagen und Wohnsitua-
tionen ermitteln. Äußere Einflussfaktoren und 
der Zustand der Gebäude werden in diesem 
regelmäßig fortzuschreibenden Mietspiegel 
ebenso berücksichtigt. Dadurch schaffen wir 
eine faire Verhandlungsbasis für Mieter*innen 
und Vermieter*innen und maximale Transpa-
renz am Wohnungsmarkt.

Der Zweckentfremdung von Wohnraum sa-
gen wir den Kampf an. Solange Wohnraum 
knapp ist, können und wollen wir Nutzungen 
von Wohnraum als Zweitwohnsitz oder im 
Rahmen dauerhafter touristischer Nutzung 
nicht hinnehmen. Absolute Priorität hat aus 
unserer Sicht die Nutzung als Wohnraum im 
herkömmlichen Sinne für die Neu-Isenbur-
ger. Außerdem wollen wir den gewollten und 
spekulativen Leerstand von Wohnraum unter-
binden. Die Umwandlung von Miet- in Eigen-

tumswohnungen soll wesentlich erschwert 
werden.

Neu-Isenburg erfüllt seit einiger Zeit die Kri-
terien zur Einführung einer Mietpreisbrem-
se. Die meisten Nachbargemeinden haben 
dieses Mittel der Wohnungspolitik bereits 
eingeführt. Wie bereits in der Vergangenheit 
gezeigt, setzen wir uns für eine Prüfung der 
Voraussetzungen ein. Wenn diese erfüllt sind, 
wollen wir uns unter strenger Abwägung aller 
Interessen für die Einführung der Mietpreis-
bremse in Neu-Isenburg einsetzen.

Die Baugesellschaft der Stadt Neu-Isenburg, 
die GEWOBAU, schafft neuen Wohnraum 
und hält den Wohnungsbestand in Schuss. 
Aktuell steht uns damit ein gesundes mit-
telständisches Wohnungsbauunternehmen 
in Neu-Isenburg zur Verfügung, und das ist 
gut so. Wir werden die GEWOBAU weiterhin 
stärken und auf hohe Gewinnentnahmen zu 
Gunsten der städtischen Haushaltskonsoli-
dierung verzichten. Die Gewinne sollen das 
Unternehmen nachhaltig stärken und somit 
den politischen Akteuren eine faire und sozial 
verträgliche Gestaltung des Wohnungsmark-
tes in Neu-Isenburg ermöglichen. Aus unse-
rer Sicht muss eine Stadt wie Neu-Isenburg 
einer der größten Anbieter auf dem lokalen 
Wohnungsmarkt sein und dadurch Druck auf 
die Quadratmeterpreise in Neu-Isenburg aus-
üben. 

Gleichzeitig gilt es zu verhindern, dass das 
Angebot an entsprechendem Mehrfamili-
en-Wohnraum aus privater Hand sinkt, weil 
besonders privaten Bauherren der Bau und die 
Unterhaltung einer Mehrfamilienimmobilie 
zunehmend unattraktiv erscheinen. Um den 
Trend zur Schaffung von Eigentumswohnun-

gen entgegenzuwirken, behalten wir auch die 
Belange der privaten Vermieter im Auge, die in 
Neu-Isenburg Wohnraum für Dritte schaffen 
und erhalten möchten.

Wir setzen uns bei neuen Bauprojekten für 
die stärkere Berücksichtigung sogenannter 
Mehrgenerationenhäuser und -konzepte ein. 
Außerdem werden wir prüfen, ob eine struktu-
relle Zusammenfassung des gesamten städti-
schen Liegenschaft-Managements unter dem 
Dach der GEWOBAU sinnvoll und realisierbar 
wäre. Hier ist es uns wichtig, Synergien zu 
schaffen und die Kosten im städtischen Haus-
halt zu optimieren.

Die Stadt für alle bietet eine gesunde 
Umwelt

Wir alle in Neu-Isenburg brauchen die Natur 
und eine gesunde Umwelt. 

In Verantwortung für die heutigen und nach-
folgenden Generationen von Neu-Isenburgern 
wollen wir die bestehende Natur erhalten und 
entwickeln, die Umwelt schonen, wo immer es 
für eine lebens- und liebenswerte Stadt Hand-
lungsbedarf gibt. Dabei geht es um weitestge-
henden Natur- und Landschaftsschutz, um Res-
sourcen- und Gesundheits- und Klimaschutz. 
Artenschutzmaßnahmen sollen einem weite-
ren Rückgang der Vielfalt entgegenwirken. Die 
vorhandenen Schutzgebiete Bruch von Graven-
bruch, Erlenbachaue und Gehspitzweiher sowie 
das Amphibienschutzgebiet Fischer-Lucius sind 
zu erhalten und zu pflegen. Energieeinsparun-
gen im kommunalen Bereich sollen vorbildlich 
sein, und private und gewerbliche Ressourcen-
schonung soll stärker angeregt werden.
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Die durch Klimawandel zu erwartenden län-
geren sommerlichen Hitzeperioden machen 
eine grüne Stadt mit Bäumen, Büschen und 
vertikaler Begrünung nötiger denn je. Das gilt 
besonders in der Frankfurter Straße. Soweit 
der Straßenraum zu eng ist und Laternenbe-
grünungen nicht umsetzbar sind, müssen 
Hausbegrünungen finanziell und bei der Um-
setzung unterstützt werden. Wo immer mög-
lich, muss die Entsiegelung von Flächen voran-
getrieben werden.

Das Anlegen von sogen. Stein- oder Kiesgär-
ten soll in Zukunft untersagt werden, da diese 
schädlich für das Mikroklima sowie Flora und 
Fauna sind. Bei schon vorhandenen Steingär-
ten ist der Rückbau (ggf. unter Bezuschussung 
durch die Stadt) in einer angemessenen Frist 
zu veranlassen. Wir müssen uns darüber im 
Klaren sein, dass Trinkwasser keine unendlich 
vorhandene Ressource ist. Es ist nicht einzu-
sehen, dass etwa das Befüllen privater Swim-
mingpools durch einen moderaten Wasser-
preis gewissermaßen subventioniert wird. Der 
Verbrauch von Trinkwasser sollte über einen 
Mengenpreis reguliert werden.

Auch bei der Bindung von Luftschadstoffen 
und Feinstaub leistet die Vegetation ihren Bei-
trag. Dachflächenbegrünung wollen wir för-
dern. Frischluftschneisen und Kaltluftentste-
hungsflächen dürfen nicht zugebaut werden.

Wir können uns der Tatsache des Arten-
schwundes nicht verschließen. Ziel muss in 
unserer Stadt sein, Tierbedürfnisse stadtpla-
nerisch in Gebäude- und Freiflächenplanung 
mitzudenken und umzusetzen. Das ist eine 
neue Anforderung an Architekten, Stadt- und 
Grünplaner.

Grundlagen für alle Artenvielfalt sind die 
Vegetation und die Fortpflanzungs- und Über-
winterungs-Nischen. Um die Artenvielfalt zu 
fördern, müssen wir für eine abwechslungs-
reiche Vegetation und für Fortpflanzungs- und 
Überwinterungsnischen sorgen. Weil der Platz 
im urbanen Raum sehr begrenzt ist, müssen in 
Neubaugebieten Kiesgärten verhindert, Dach-
flächen für Dachbegrünung genutzt und kah-
le Wände zur Begrünung mitgenutzt werden.

Die Stadt für alle sorgt für Sicherheit und 
kümmert sich um alle Generationen
 
Unter Sicherheit verstehen wir im Allgemei-
nen den Zustand, der für Individuen, Gemein-
schaften sowie andere Lebewesen, Objekte 
und Systeme frei von unvertretbaren Risiken 
ist oder als gefahrenfrei angesehen werden 
kann.

Die Gewaltenteilung unseres Staates sieht vor, 
die Verantwortung für die innere Sicherheit 
maßgeblich den Bundesländern zu übertra-
gen. Daraus folgend ist die Polizei eine Behör-
de des Landes Hessen. Dennoch setzen wir 
uns für eine adäquate und bedarfsgerechte 
Ausstattung der örtlichen Polizeiwachen ein, 
sowohl personell als auch materiell. Dies un-
terstützen wir weiterhin durch die Bereitstel-
lung von geeigneten Räumlichkeiten in der 
Kernstadt und im Ortsteil Gravenbruch.

Viele ordnungsrechtliche Aufgaben sind je-
doch gleichzeitig Angelegenheit der Kom-
mune und somit der Stadt Neu-Isenburg. 
Zur Durchsetzung seiner Interessen müssen 
ein starker Staat oder eine starke Kommune 
auch stark auftreten. Dafür setzen wir uns in 
Neu-Isenburg im Interesse aller hier lebenden 

Menschen ein. Zur Erfüllung dieser Aufgaben 
benötigt die Stadt Neu-Isenburg ausreichend 
qualifiziertes Personal. Wir setzen uns daher 
nach wie vor für die Aufstellung einer star-
ken Stadtpolizei ein. Ordnungspolizeiliche 
Maßnahmen sowie Maßnahmen zur Überwa-
chung des fließenden und ruhenden Verkehrs 
werden von uns zukünftig über diese Behörde 
sichergestellt. 

Um diese Ziele zu erreichen, führen wir so ge-
nannte „Bürgerpolizisten“ in der Stadtpolizei 
ein. Dieser Begriff ist bisher bundesweit nicht 
einheitlich geregelt und für gewöhnlich im Be-
reich der Schutzpolizei angesiedelt. Dennoch 
werden wir mit diesen, für spezielle Stadtge-
biete zuständigen Beamten einen dauerhaf-
ten Ansprechpartner für die Bevölkerung im 
jeweiligen Stadtteil einrichten. Zu den Aufga-
ben können die Überwachung des Parkraums, 
Aufnahme von Ordnungswidrigkeiten, Unter-
stützung bei Konfliktsituationen, Schnittstelle 
zur Schutzpolizei und weitere sein.

Der „freiwillige Polizeidienst“ wird von uns in 
Neu-Isenburg abgeschafft. Aus unserer Sicht 
sind Schutzaufgaben gegenüber den Men-
schen in Neu-Isenburg von professionell aus-
gebildetem Personal abzuleisten. Die Über-
wachung von öffentlichem Parkraum durch 
private Dienstleister wurde höchstrichterlich 
für unwirksam erklärt. Ebenso halten wir die 
Überwachung oder Kontrolle von öffentlichen 
Plätzen zu Randzeiten durch private Sicher-
heitsdienstleister für unzureichend. Auch hier 
gilt: Lassen wir die gefährliche Arbeit doch 
besser von Profis mit professioneller Ausbil-
dung und Ausstattung ausführen! Was ho-
heitliche Aufgabe ist, soll auch hoheitliche 
Aufgabe bleiben.



10   	 INGE MANUS 
	 Lehrerin

9	 KARL-HEINZ GROH 
	 Pensionär

8	 AYSE TSCHISCHKA 
	 Industriekauffrau

5	 MARKUS MUNARI 
	 Grafikdesigner

6	 SERPIL SARIKAYA 
	 Groß- und Außenhandelskauffrau

7   	 SARANTIS BISCAS 
	 Zahntechniker-Meister

4   	 DR. ANETTE SCHUNDER-HARTUNG 
	 Rechtsanwältin

3	 FLORIAN OBST 
	 IT-Spezialist / Büroangestellter
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2	 YVONNE LAMMERSDORF 
	 PTA
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Aktionen innerhalb der Bevölkerung, wie z. B. 
„Nachbarn schützen Nachbarn!“, unterstüt-
zen wir ausdrücklich, wobei die konkrete 
Strafverfolgung Aufgabe der Polizeibehörden 
ist und auch bleibt. Gemeinsam mit dem 
Kreis Offenbach werden wir uns für weiteren 
Wohnraum für von Gewalt bedrohten Frauen 
und Kindern einsetzen.

Zur „nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr“ zäh-
len die vielen, meist ehrenamtlich aufgestell-
ten Hilfsorganisationen in Neu-Isenburg und 
Umgebung. Wenn Notfälle eintreten, so kön-
nen sich die Menschen Neu-Isenburgs auf die 
Freiwillige Feuerwehr, das Rote Kreuz, das THW, 
die DLRG und andere Einrichtungen verlassen, 
die schnell und professionell Hilfe leisten. Die 
Gewissheit, dass bei diesen Institutionen alles 
an Know-how und Material bereitsteht, ist ein 
wichtiger Beitrag zum Sicherheitsempfinden 
und der tatsächlichen Sicherheit in unserer 
Stadt. Die Institutionen kommen sowohl den 
Einwohnern zugute, werden aber auch von 
den ortsansässigen Gewerbetreibenden ge-
schätzt. Ihre Arbeit und ihr ehrenamtliches 
Engagement werden wir nach Kräften fördern 
und keinem Sparzwang unterordnen.

Bereits in der abgelaufenen Legislaturperio-
de wurden die Personalstellen im Bereich der 
Freiwilligen Feuerwehr, auch mit Unterstüt-
zung der SPD, deutlich erhöht. In Zukunft er-
warten uns viele wichtige Fragen in einer stark 
wachsenden Stadt. Wie werden Alarmierungs-
zeiten sichergestellt, wie kommen Feuer-
wehrleute im Einsatzfall zur Feuerwache, mit 
welchem Material fahren sie in den Einsatz? 
All diese Fragen werden wir im engen Schul-
terschluss mit der Freiwilligen Feuerwehr und 
ihren hauptamtlichen Kräften diskutieren und 
entsprechende Lösungsansätze entwickeln.

Im Rahmen der präventiven Sozialarbeit set-
zen wir uns für eine Evaluation der bisherigen 
Projekte, insbesondere der Mobilen Jugendar-
beit, ein. Uns ist wichtig, auch in diesem Be-
reich weiterhin bedarfsorientiert zu arbeiten. 
Das Angebot der Mobilen Jugendarbeit wür-
den wir gerne unter städtischer Trägerschaft 
fortführen.

Der demographische Wandel stellt unsere Ge-
sellschaft auf die Probe; zahlreiche Aufgaben 
gilt es zu bewältigen. Unsere Stadt benötigt 
mehr Pflegedienste, weitergehende Angebo-
te im Bereich der Pflege, wie z.B. stationäre 
Kurzzeitpflege, städtische Beratungsangebote 
und ein gesellschaftliches Umdenken. Wir be-
grüßen, dass nach langem Ringen die Koaliti-
on aus CDU/Grünen und Freien Wählern ent-
schieden hat, unserem Antrag auf Zustiftung 
zum Hospiz im Rodgau zuzustimmen. 

Neu-Isenburg verfügt mit seinen Pflegehei-
men und dem Haus für Demenzkranke bereits 
über vielfältige und qualifizierte vollstationäre 
Angebote für pflegebedürftige ältere Men-
schen. Wir setzen uns für die Schaffung eines 
teilstationären Angebots als Tagespflegeein-
richtung ein, um die ambulante Versorgung 
pflegebedürftiger Neu-Isenburger*Innen zu 
verbessern. Nachholbedarf sehen wir weiter-

hin im Bereich der freifinanzierten, bezahlba-
ren Seniorenwohnungen, also Wohneinheiten, 
die nicht der Einkommensbindung unterlie-
gen. Es wurden im Neubaugebiet Birkenge-
wann bereits entsprechende barrierefreien 
Wohneinheiten errichtet, allerdings sind die 
Quadratmeterpreise für eine Vielzahl der be-
troffenen Bürgerinnen und Bürger zu hoch. 
Das Pflegeheim „An den Platanen“ muss re-
noviert und in seinen Angeboten auf den neu-
esten Stand gebracht werden. Das heißt, die 
vorhandenen Pflegebereiche sollten so weit 
wie möglich in eigenständige Wohn- und Pfle-
gebereiche mit Einzelzimmern umgewandelt 
werden.

Es ist zu prüfen, ob dies mit einem städtischen 
Zuschuss zu den Umbaukosten unterstützt 
werden könnte. Kurzzeitpflegeplätze sollten 
als ständiges Angebot in einer dafür bestimm-
ten Wohngruppe, insbesondere für pflege-
bedürftige Menschen nach Krankenhausauf-
enthalten, angeboten werden. Zudem ist ein 
Ausbau der städtischen Beratungskapazitäten 
anzustreben.

Der Anteil der Seniorinnen und Senioren mit 
Migrationshintergrund wächst. Die kultursen-
sible Pflege und Versorgung dieser Menschen 
sowohl im stationären wie auch im ambulan-
ten Bereich muss zum Regelfall werden. Das 
Pflegepersonal sollte in seinen Bemühungen 
um entsprechende berufsbegleitende Fort- 
und Weiterbildungen und um eine angemes-
sene Bezahlung unterstützt werden.

Wir werden eine Stabstelle für Seniorenan-
gelegenheiten an passender Stelle in der Ver-
waltung einrichten. Diese soll als Schnittstelle 
zwischen Verwaltung, Interessenverbänden 
und Betroffenen vermitteln, zudem als Fa-
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chinstanz in Seniorenangelegenheiten gehört 
werden und zielgruppenorientierte Konzepte 
erstellen.

In diesem Zusammenhang geben uns insbe-
sondere die Erfahrungen der letzten Sommer 
mit sehr heißen Perioden Anlass, gewarnt zu 
sein! In den kommenden Jahren ist weiterhin 
mit entsprechenden Hitzewellen zu rechnen. 
Daher wird es Aufgabe der zu schaffenden 
Stabstelle sein, die zu erstellenden Hitzeakti-
onspläne für Seniorinnen und Senioren ins Le-
ben zu rufen. Hitzeaktionspläne umfassen das 
Aufstellen von Maßnahmen, die bei Eintreten 
bestimmter Ereignisse getroffen werden sol-
len. Das Augenmerk soll hier besonders auf 
alleinstehenden Seniorinnen und Senioren 
liegen. Die Unterstützung bei der Versorgung 
mit Lebensmitteln, die regelmäßige Anspra-
che in besonders heißen Phasen bis zur Unter-
bringung in Noteinrichtungen sollen geregelt 
werden.

Die Stadt für alle sichert allen Kindern 
und Erwachsenen den Zugang zu Bildung

Besonders liegt uns am Herzen, dass alle 
Kinder gleiche Chancen auf Bildung haben. 
Zudem ist uns wichtig, Müttern und Vätern, 
insbesondere Alleinerziehenden, die Verein-
barkeit von Familie und Beruf zu ermöglichen. 
Dies wollen wir in Zusammenarbeit mit dem 
Verein zur Förderung von Kinderbetreuung 
e.V., der Tagesmütter- und Babysitterzentrale, 
in Form von Notdiensten unterstützen.

In Neu-Isenburg gibt es ein vielfältiges An-
gebot an U3- und Kindertagesstätten-Ein-
richtungen und städtische Betreuung an den 
Grundschulen. Dieses Angebot haben wir 

in den letzten Jahrzehnten maßgeblich mit 
vorangetrieben! Wichtig sind aber auch be-
darfsgerechte Öffnungszeiten. Darauf arbei-
ten wir im Interesse der berufstätigen Eltern 
nachdrücklich hin, ggf. mit entsprechenden 
Früh- und Spätdiensten. Die Schließzeiten der 
unterschiedlichen Einrichtungen während 
der Ferien sollen möglichst aufeinander ab-
gestimmt organisiert werden und möglichst 
kurz ausfallen. Wir setzen uns für attraktive 
städtische Alternativangebote ein, beispiels-
weise für Ferienspiele oder Ferienfreizeiten.

Aufgrund unterschiedlichster Arbeitszeitmo-
delle und nicht zuletzt für systemrelevante Be-
rufsgruppen wollen wir die Einführung einer 
bedarfsgerechten und bezahlbaren Kinderbe-
treuung in der Nacht und auch am Wochenen-
de prüfen. 

Eine Erhöhung der Elternbeiträge für Ki-
ta-Plätze oder nachschulische Betreuungsan-
gebote lehnen wir ab. Bildung muss von Be-
ginn an kostenfrei zur Verfügung stehen, nicht 
nur an Schulen und Universitäten. Kitas und 
Krabbelstuben sind wichtige Bildungseinrich-
tungen, in denen wesentliche Grundsteine für 
die zukünftige Entwicklung der Kinder gelegt 
werden. Diese Bildung darf nicht den Besser-
verdienenden vorbehalten sein. Daneben geht 
es auch um Integration, die möglichst flächen-
deckend erfolgen muss. Wir setzen uns dafür 
ein, das Gesamtplatzangebot zukünftig weiter 
auszubauen und perspektivisch allen Kindern 
U3- sowie Kitaplätze unabhängig von der Be-
rufstätigkeit beider Elternteile anzubieten. 

Besonderer Wert sollte auf Sprach- und Bewe-
gungsangebote für Kinder gelegt werden. Die 
Zusammenarbeit zwischen den Schulen, den 
Betreuungseinrichtungen und den Vereinen 

muss ausgebaut werden, da immer mehr Kin-
der sich nachmittags bis 17 Uhr dort aufhalten. 

Die vorhandene Onlineplattform „Webkita“ ist 
dringend zu überarbeiten. Die Auskunfts- und 
Anmeldeprozesse müssen umfassend und 
transparent sein. Zu jedem Zeitpunkt muss 
klar sein, wie weit der Antrag bearbeitet ist 
und bis wann mit einer Zu- oder Absage zu 
rechnen ist. Zudem muss es aus unserer Sicht 
eine Qualitätsinstanz des Fachbereichs Kin-
der und Jugend geben, die die vorhandenen 
Platzkapazitäten sämtlicher Kita- und U3-Trä-
ger tagesaktuell erfasst und auswertet. In den 
Betreuungseinrichtungen an den Grundschu-
len müssen – wie schon in den städtischen 
Kindertagesstätten – klare Qualitätsstandards 
eingeführt werden, und diese sind regelmäßig 
zu überprüfen. 

Durch zwei Neubaugebiete und durch den 
Zuzug weiterer Menschen wird es Bedarf an 
weiteren Kindertagesstätten und weiteren 
Grundschulen geben. Wir unterstützen die 
Umsetzung des Bedarfs- und Entwicklungs-
plans des zuständigen Fachbereiches voll und 
ganz. Die Abarbeitung dieses Plans hat obers-
te Priorität im Investitionshaushalt.

Wir brauchen im Bereich der Betreuung der 
unter Dreijährigen (U3-Betreuung) neben den 
guten Angeboten der freien Träger auch ein 
städtisches Angebot. Deshalb sollten neue 
Kindertagesstätten zukünftig in städtischer 
Trägerschaft realisiert werden und dabei auch 
U3-Betreuung anbieten. Von Zeit zu Zeit wer-
den Trägervereinbarungen für Einrichtungen 
durch den Träger gekündigt. In diesen Fällen 
wollen wir ebenfalls die Trägerschaft unmit-
telbar in städtische Hand zurückführen. Wir 
setzen uns für eine Diversität der Konzepte in 
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19   	 ZOË WINKLER 
	 Ingenieurin

18	 KLAUS-VOLKER HOFMANN 
	 Rentner

17	 KARSTEN LUDWIG 
	 Rentner
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	 Studierende

15	 CHRISTIAN BECK 
	 Rektor
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13   	 JONAS WAGNER 
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12	 ALICE BLUM parteilos 
	 Sozialwissenschaftlerin

11	 BERND JOE SCHMIDT 
	 Reha Fachberater
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den städtischen Einrichtungen ein. Vielfältige 
pädagogische und vor allem bilinguale Ange-
bote sorgen für eine hohe Attraktivität der 
Kinderbetreuung in Neu-Isenburg. Sie kom-
men nicht nur den Kindern zugute. Auf lange 
Sicht sind sie auch ein nicht zu unterschätzen-
der Standortfaktor für die gesamte Stadt!

Was wir für Neu-Isenburg noch ergänzend be-
nötigen, ist das Angebot eines „Deutschsom-
mers“, wie er in Offenbach seit einigen Jahren 
erfolgreich praktiziert wird. Dabei handelt 
es sich um einen Ferienkurs für Kinder des 
– zumeist – 3. Schuljahres mit mangelnden 
Deutschkenntnissen. In spielerischer Form 
verbringen die Schülerinnen und Schüler 
eine bis zwei Ferienwochen in Jugendherber-
gen und spielen dabei beispielsweise Thea-
ter. Neu-Isenburg benötigt außerdem mehr 
Elternbegleiter bzw. Stadtteilmütter, wie sie 
schon derzeit in Kitas, Schulen und Betreu-
ungseinrichtungen besonders Eltern mit 
Migrationshintergrund unterstützen. In den 
Neu-Isenburger Kindertagesstätten gibt es 
derzeit 20 Sprachheilgruppen, diese Zahl sollte 
bedarfsgerecht ausgebaut werden.

Wir werden uns dafür einsetzen, dass im letz-
ten Kindergartenjahr und in der Grundschul-
phase so viele Schwimmkurse wie möglich 
angeboten werden. Der Schwimmunterricht 
in den 3. Klassen der Grundschule reicht nicht 
aus und setzt zu spät an, um Kinder und Ju-
gendliche zu sicheren Schwimmern zu ma-
chen.

Im Kreis Offenbach wurde der „Pakt für den 
Nachmittag“ eingeführt. In Neu-Isenburg 
betrifft dies die Ludwig-Uhland-Schule und 
die Albert-Schweitzer-Schule. Wir sehen darin 
einen kleinen Schritt in die richtige Richtung. 

Diese Angebote müssen für die Eltern kom-
plett kostenfrei angeboten werden. Wir for-
dern das Land Hessen auf, diese Schulen als 
echte Ganztagesschulen auszustatten. Dies 
gilt besonders für die Grundschulen.

In Neu-Isenburg muss es ein Schulangebot 
für die Mittelstufe geben, das die Eltern an-
nehmen. Zu viele Kinder fahren derzeit in um-
liegende Kommunen, weil die Eltern mit dem 
schulischen Angebot vor Ort nicht zufrieden 
sind. Wir begrüßen deshalb ausdrücklich die 
Stärkung der Brüder-Grimm-Schule und wün-
schen uns eine Erweiterung ihres Angebots zu 
einer Gesamtschule mit gymnasialer Oberstu-
fe – in Zusammenarbeit mit der Heinrich-Hei-
ne-Schule in Dreieich.

Insgesamt benötigt Neu-Isenburg drin-
gend weitere Kapazitäten im Grundschul-
bereich. Wir fordern hier eine zeitnahe Lö-
sung durch den Schulträger. Denkbar wäre 
ein Grundschulstandort zwischen der Brü-
der-Grimm-Schule und der „alten Goethe-
schule“ an der Hugenottenallee. Dieses Areal 
ist auf Grund seiner Lage in der Kernstadt gut 
geeignet und bereits im Besitz des Kreises 
Offenbach bzw. der Stadt Neu-Isenburg zur 
Nutzung überlassen. Auch Schulleitung und 
Kollegium der Brüder-Grimm-Schule selbst 
würden diesen Standort begrüßen. Der VdK 
würde dadurch nicht verdrängt, denn er ist 
bereits vor einigen Jahren in das Gebäude 
der früheren Goetheschule umgezogen. Die 
Jugendmusikschule, die sich mit in diesem 
Gebäude befindet, würde eine neue Grund-
schule an diesem Standort angesichts der 
kurzen Wege ebenfalls gutheißen. Neben der 
Brüder-Grimm-Schule befürworten auch die 
Jugendeinrichtungen diesen Standort.

In Neu-Isenburg gibt es schon viele städti-
sche Projekte zur Bildung und Ausbildung von 
Jugendlichen sowie Hilfen beim Übergang 
von der Schule zum Beruf. Zusätzlich müssen 
gezielt für Jugendliche und junge Erwachse-
ne mit Migrationshintergrund die Hilfen zur 
Berufsfindung und -begleitung ausgebaut 
werden. Wir würden weitere Projekte durch 
Ehrenamtliche wie „Alt hilft Jung“ und die „So-
zialpaten“ begrüßen. Der Bedarf ist vorhan-
den.

Wir setzen uns dafür ein, besondere Ferien-
programme mit schulischen Angeboten zu 
allen zentralen  Themen, insbesondere für den 
Übergang zur weiterführenden Schule, anzu-
bieten.

Die Stadt für alle lässt Kultur entstehen 
und fördert diese

Kulturelle Teilhabe muss überall möglich sein: 
von lokalen Theatergruppen, Initiativen der 
Soziokultur über regionale Museums- und Kul-
turvereine, Gesangs- und Musikgruppen bis zu 
Filmtheatern und Gastspielstätten. Die Vielfalt 
kommunaler Kulturpolitik muss unterstützt 
und ausgebaut werden. Dazu gehört auch die 
Bereitstellung von genügend Räumen und 
Möglichkeiten für entsprechende Aktivitäten. 
Durch die Corona-Pandemie erleben viele Kul-
turschaffende eine Existenzkrise. Das Land 
Hessen muss Kulturschaffenden in Krisenzei-
ten zur Seite stehen und sie solidarisch finan-
ziell unterstützen.

Wir wollen Kultur für alle Bevölkerungsschich-
ten erlebbar machen, auch für diejenigen, 
die von ihrer Sozialisation und ihren Lebens-
verhältnissen her einen erschwerten Zugang 
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dazu haben. Deshalb legen wir Wert auf die 
Vermittlung, die Verbindung und die Vernet-
zung kommunaler Kulturpolitik mit der Bil-
dungspolitik sowie auf die Einrichtungen der 
Volksbildung.

Das reichhaltige kulturelle Angebot der Hu-
genottenhalle, der Stadtbibliothek sowie der 
Vereine wollen wir trotz schwieriger Finanzsi-
tuation aufgrund der Covid 19-Krise erhalten. 
Kultur vor Ort ist eine enorme Bereicherung 
des Alltags, fördert Gemeinschaft und Integ-
ration. 

Das größte Forum für Veranstaltungen bietet 
die Hugenottenhalle, die weiterhin für kultu-
relle und kommerzielle Großveranstaltungen 
genutzt werden soll. Ursprünglich als Bürger-
haus konzipiert, muss sie aber auch zu vertret-
baren Preisen Neu-Isenburger Vereinen und 
Gruppen zur Verfügung stehen. Allerdings ist 
die Hugenottenhalle in die Jahre gekommen 
und der Zahn der Zeit hat seine Spuren hinter-
lassen. Eine zeitgemäße Sanierung und Erwei-
terung würden eine erhebliche finanzielle Be-
lastung darstellen. Die reine energetische und 
technische Sanierung des Bestands würde das 
Risiko bergen, dass man aufgrund begrenzter 
Kapazitäten nicht mehr wettbewerbsfähig 
gegenüber anderen Lokalitäten im Umkreis 
wäre. Hinzu kommen jährlich steigende Bau-
kosten. Mit jedem weiteren Jahr des Abwar-
tens erhöhen sich die geschätzten Kosten um 
5 – 10 %. Hier muss aus unserer Sicht eine zeit-
nahe Lösung gefunden werden.

Um weitere Möglichkeiten zu eröffnen, zum 
Beispiel für die Kleinkunst, soll das Bürgerhaus 
in Zeppelinheim besser am Veranstaltungs-
markt positioniert werden.

Bildung gehört zu den zentralen Themen so-
zialdemokratischer Politik. Die Stadtbibliothek 
gehört bundesweit unter den Städten bis 
50.000 Einwohnern zu den besten Einrich-
tungen ihrer Art. Diesen Standard wollen wir 
weiter erhöhen und die Bibliothek zu einem 
Zentrum für Bildung und Medienkultur aus-
bauen. Dazu gehört zwingend eine deutliche 
bauliche Erweiterung. In Kombination mit der 
Sanierung der Hugenottenhalle könnten viele 
Synergien entstehen und genutzt werden. 

Gesangs- und Musikvereine sind nicht nur 
wichtiger Bestandteil des kulturellen Lebens, 
sie sind auch Ort des Zusammenhalts und der 
Integration. Musik ist eine Sprache, die jeder 
Mensch versteht. Auf der Bühne spielen und 
singen meist Menschen jeder Generation, 
unterschiedlicher Herkunft und mit ganz un-
terschiedlichen Hintergründen. Gleichzeitig 
wird Kulturgut bewahrt, Neues entwickelt und 
musikalischer Nachwuchs gefördert. Wir wol-
len dieses Engagement besser wertschätzen, 
indem wir unsere Gesangs- und Musikvereine 
stärker fördern. Benachteiligungen gegenüber 
der Sportförderung wollen wir abbauen und 
ein ausreichendes Angebot an Proberäumen 
sicherstellen.

Die Musikschule Neu-Isenburg e.V. ist ein 
wichtiger Bestandteil des Bildungsangebots 
in unserer Stadt und muss verbindlich geför-
dert und in ihrer Qualität gesichert werden. 
Wir werden auch zukünftig sicherstellen, dass 
sie so untergebracht wird, dass ausreichende 
Räumlichkeiten für Proben, kleine Konzerte, 
Lager und Büro vorhanden sind. Wir streben 
gemeinsam mit der SPD Hessen eine Drittel-
finanzierung zwischen Land, Kommunen und 
somit aus deutlich weniger Unterrichtsentgel-
ten an, um möglichst vielen jungen Menschen 

den Besuch einer Musikschule zu ermöglichen 
und den Lehrerinnen und Lehrern gute Ar-
beitsbedingungen zu garantieren. In der Stadt 
gibt es darüber hinaus viele freie jugendliche 
Musikgruppen. Wir wollen ihnen behilflich 
sein, Probenräume zu finden und ihnen Mög-
lichkeiten für Konzerte bieten. 

Neu-Isenburg ist eine Stadt mit vielfältigem 
kulturellem Angebot. Früher gab es von Sei-
ten verschiedener Vereine Musikkapellen. 
Leider ist dieser Teil des Vereinslebens bereits 
vor vielen Jahren verschwunden. Wir können 
uns gut vorstellen, entsprechende Initiativen 
nachdrücklich zu fördern. Ziel ist es, wieder 
eine Stadtkapelle bzw. einen Musikzug für 
Neu-Isenburg aus Neu-Isenburg zu etablieren. 
Finanzielle Förderung von kulturellen Initiati-
ven zeichnet eine weltoffene Kommune aus. 
Das halten wir für einen wichtigen Teil städti-
scher Kulturpolitik. Auch wollen wir Künstlern 
helfen, Ateliers zu finden.

Das mittlerweile leerstehende Gebäude der 
Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 
ist Teil der „Route der Industriekultur im 
Rhein-Main-Gebiet“. Auf unseren Druck hin 
wurde das gesamte Areal mittlerweile durch 
die GEWOBAU erworben und wird nun zum 
Stadtquartier Süd entwickelt. Das charakte-
ristische Verwaltungsgebäude sowie eine an-



Kandidat*innen für die Stadtverordnetenversammlung
Wahlvorschläge für die 19. Legislaturperiode 2021-2026 – Listenplätze 20-28

28   	 PROF. DR. NAIME CAKIR 
	 Hochschullehrerin

27	 NIELS TIESSEN 
	 Angestellter

26	 MATTHIAS DEISSLER 
	 selbständiger Kaufmann

25   	 MICHAELA OBST 
	 Erzieherin

24	 LUIS MIEHE 
	 Studierender

23	 SIMON SCHEH 
	 Erzieher

22   	 SABINE LOTZ 
	 Beamtin

21	 ROMAN DACKERMANN 
	 Rentner

20	 HARALD ACHILLES 
	 Jurist



17

Leitlinien einer gerechten Stadtpolitik
Wahlprogramm für die 19. Legislaturperiode 2021-2026

gebaute Lagerhalle werden erhalten bleiben. 
Als Hauptnutzerin des Gebäudes ist eine neue 
Kita geplant. Wir befürworten die Idee, in der 
ehemaligen Lagerhalle eine selbstverwaltete 
Kleinkunstbühne mit zugehöriger Gastrono-
mie sowie eine kleine „Kleinmarkthalle“, wie 
z. B. in Frankfurt-Höchst, entstehen zu lassen. 
So kann in dem neuen Quartier ein Platz für 
Kultur erhalten bleiben und neue Kultur ent-
stehen. 

Wir werden die Idee einer Kulturwerkstatt für 
Kinder und Jugendliche (Schreiben, Malen, 
Tanzen u.a.) realisieren. Wichtig ist uns, dass 
die Kooperation aller Einrichtungen im kul-
turellen Bereich (Kulturamt, Bibliothek, Volks-
hochschule, Musikschule, Integrationsbüro, 
Schulen, Kitas, Vereine, Kirchen und Initiativen) 
weiterentwickelt wird, z. B. durch gemein-
schaftliche Angebote, die projektbezogen ko-
ordiniert werden.

Die Stadt für alle braucht das Ehrenamt
 
Zivilgesellschaftliche Organisationen, Ehren-
amt und individueller Einsatz für andere sind 
eine zentrale Säule unserer Demokratie. Des-
halb müssen die Rahmenbedingungen für eh-
renamtliches Engagement verbessert werden. 
Hierzu gehören größere Wertschätzung, weni-
ger Vorschriften, aber auch Arbeitszeitmodel-
le, die Ehrenamt überhaupt ermöglichen. 

Die vielen ehrenamtlich Tätigen in den 
Neu-Isenburger Vereinen, insbesondere den 
Sportvereinen, in Hilfsorganisationen und 
sozial engagierten Gruppen, sind unverzicht-
bar für unser Gemeinwesen. Wir werden ihre 
Arbeit partnerschaftlich begleiten und sie 
bei Bedarf mit Zuschüssen unterstützen. Die 

bewährte Zusammenarbeit mit der IG Verei-
ne werden wir beibehalten. Ein besonderes 
Augenmerk werden wir darauf richten, dass 
alle Kinder und Jugendlichen Zugang zu Ver-
einsangeboten haben können, auch wenn ihre 
Eltern finanziell nicht in der Lage sind, Ver-
einsbeiträge zu bezahlen. 

Eine traditionsreiche Freizeiteinrichtung bei 
Neu-Isenburg, der Spielpark Tannenwald, ist 
seit Jahren in einem traurigen Zustand. Zwar 
wurden die Wasserspiele in Stand gesetzt, 
aber auch die anderen Bereiche des Spielparks 
bedürfen dringend einer Sanierung. Die zu-
ständige Stadt Frankfurt hat bereits signali-
siert, keine weiteren Investitionen tätigen zu 
wollen. Wir werden einen Trägerverein unter-
stützen oder die Anlage in städtische Verant-
wortung bringen. Ziel muss es sein, wieder ein 
gepflegtes und umfassend attraktives Frei-
zeitangebot für unsere Neu-Isenburger Kinder 
und alle anderen zu schaffen.

Eine funktionsfähige, ansprechende Infra-
struktur ist Basis des Breiten- wie des Spitzen-
sports. Multifunktionalität, energiesparende 
Maßnahmen und ggf. Ortsgrenzen übergrei-
fende Nutzungskonzepte sind dabei zentrale 
Leitlinien bei Modernisierungen oder notwen-
digen Neubauten. Die grundsätzlich unent-
geltliche Überlassung kommunaler Kernsport-

stätten an die Vereine für den Übungsbetrieb 
ist nach wie vor wesentlicher Teil sozialde-
mokratischer Sportförderung. Dabei wird es 
zunehmend nötig sein, dass die Träger etwa 
durch die Übernahme der Schlüsselgewalt 
durch die Stadt oder auch durch Beiträge zu 
den Energiekosten entlastet werden. Vereine 
mit eigenen Anlagen sollen sowohl bei den 
Investitionen als auch bei der Unterhaltung 
unterstützt werden. Es ist aus unserer Sicht 
eine dringende Aufgabe der Kommunalpolitik, 
neue Räume für den Sport zu erschließen. 

Im Sportbereich werden wir uns für kontinu-
ierliche Investitionen in unsere Sportplätze 
und Sportanlagen einsetzen und Investitionen 
der Vereine auch in Zukunft bezuschussen. In 
einer stets wachsenden Stadt mit steigen-
den Einwohnerzahlen muss auch neben dem 
Wohnraum die restliche Infrastruktur mit-
wachsen. Es müssen aus unserer Sicht neue 
Lösungen für Sportstätten in allen Bereichen 
gefunden werden. Gerade im Sportpark setzen 
wir uns für bedarfsgerechte Sanierungen der 
Rasenplätze und des Stadions ein. Die Umklei-
de- und Hygienebereiche sind in die Jahre ge-
kommen und teilweise nicht mehr bedarfsde-
ckend. Wir werden diese umfassend sanieren 
und am aktuellen Bedarf ausrichten. 

Sport bleibt weiterhin eine zentrale Freizeit-
beschäftigung von Kindern und Jugendlichen. 
Für die meisten Jungen und Mädchen ist er 
lebenswichtig zur Erfüllung körperlicher, see-
lischer und sozialer Bedürfnisse. Zudem hat 
Sport auch einen umfassenden integrativen 
Aspekt. Die Förderung der Jugendarbeit in den 
Vereinen, aber auch von Sportangeboten au-
ßerhalb der Sportvereine hat für uns Vorrang 
in der kommunalen Sportförderung. Spiel, 
Sport und Bewegung wollen wir schon in un-
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seren Kitas fest verankern. Wir wollen, dass 
der positive Effekt sportlicher Aktivität auf die 
Persönlichkeitsentwicklung allen Kindern und 
Jugendlichen zugutekommt. 

Das Ehrenamtsforum ist seit vielen Jahren 
ein Angebot an die Vereine, sich selbst zu 
präsentieren. Unterstützt werden die Vereine 
auch durch die Stabsstelle „Ehrenamt“. Hier 
gilt es, die Angebote zu evaluieren und um 
bedarfs- und zeitgerechte Angebote – z. B. 
Onlineangebote – zu erweitern. Wir müssen 
darüber hinaus darauf reagieren, dass sich 
bürgerschaftliches Engagement zunehmend 
auch außerhalb klassischer Vereinsstrukturen 
entwickelt und organisiert. Wir suchen die Ko-
operation mit diesen Initiativen und den Men-
schen in Neu-Isenburg. Sofern sich Synergien 
und gemeinsame Ziele bilden lassen, werden 
wir ebendiese unterstützen. 

Eine Stadt der Zukunft:  
die innovative, digitale und 
nachhaltige Stadt

Die Stadt der Zukunft wirtschaftet und 
handelt nachhaltig

Die Corona-Krise hat weltweit für weitrei-
chende Maßnahmen und Einschnitte gesorgt. 
Nicht nur zu Beginn hat es an einheitlichen 
und klaren Vorgaben gefehlt, während Kom-
munen in der Selbstverwaltung alleingelassen 
wurden. In Krisen braucht es aber das Gegen-
teil: gute Absprachen mit den Verantwortli-
chen vor Ort und einheitliches Vorgehen. An-
ders sind so tiefgreifende Einschnitte in die 
Rechte jedes Einzelnen nur schwer zu vermit-
teln, sorgen für Verunsicherung und gefähr-
den die Akzeptanz der Maßnahmen. 

Die SPD im Bund, aber auch in Hessen, hat ak-
tiv daran mitgearbeitet, die wirtschaftlichen 
Folgen der Corona-Krise so klein wie möglich 
zu halten. In Hessen hat sich die SPD dafür 
eingesetzt, in einem Nachtragshaushalt über 
zwei Milliarden Euro als Kredite für Unterneh-
merinnen und Unternehmer bereitzustellen. 
Aber auch darüber hinaus war es die SPD, die 
schnell und effizient Rahmenbedingungen 
gesetzt hat, um die wirtschaftlichen Folgen 
zu dämpfen und damit Existenzen von vielen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu 
sichern. Zu erinnern ist beispielsweise an ver-
einfachte Verfahren, um Kurzarbeitergeld zu 
beziehen. Nun gilt es, die Folgen der Krise zu 
bewältigen, damit nachhaltig Arbeitsplätze 
gesichert werden können. Das geht aber nur 
dann, wenn der Staat flexibel agieren kann. In 
Krisenzeiten müssen im Zweifel auch Schul-
den gemacht werden, damit die Folgen gemil-
dert werden können.

Die Handlungsfähigkeit der Kommunen steht 
und fällt mit den finanziellen Rahmenbedin-
gungen, die ihnen gerade von der Landesebene 
vorgegeben werden. Hier lässt die schwarz-grü-
ne Landesregierung ihre Kommunen leider 
mehr und mehr im Regen stehen. Das Land 
entzieht sich seiner verfassungsrechtlich über-
tragenen Verantwortung und fordert zur Haus-
haltskonsolidierung die Erhöhung der kom-
munalen Gebühren und Steuern – auf Kosten 
jedes Einzelnen. Durch die kommunalfeindliche 
Politik von Schwarz-Grün ist der Investitions-
stau der kommunalen Ebene auf Milliarden-
höhe angewachsen. Unter dem Deckmantel 
der „Heimatumlage“ wird diese Situation ver-
schärft: Statt die Kommunen selbstbestimmt 
über eigene Mittel entscheiden zu lassen, wer-
den Wahlversprechen der Landesregierung mit 
kommunalen Geldern finanziert. Die kommu-

nale Selbstverwaltung wird ausgehöhlt. 

Wir wollen die projektbezogene Finanzierung 
nach Gutsherrenart, die die schwarz-grüne 
Landesregierung etabliert hat, beendet se-
hen. Wir wollen, dass unseren Kommunen und 
natürlich auch unserer Stadt Neu-Isenburg 
wieder finanzielle Spielräume und vor allem 
selbstbestimmtes Handeln ermöglicht wer-
den. Für uns ist das ein Grundsatz unserer Ge-
waltenteilung in der Demokratie.

Eine faire Entlohnung, mit der Menschen auch 
im Alter abgesichert sind, ist für uns das Min-
destmaß. Deswegen setzt sich die SPD für einen 
landesweiten Mindestlohn von dreizehn Euro 
ein, der tariflich geregelt wird. Ziel ist es, pers-
pektivisch im Bereich der kommunalen Bau- und 
Dienstleistungsvergaben ein Mindestentgelt 
von dreizehn Euro je Zeitstunde zu erreichen.

Das Gelingen der Klimawende kann und 
darf nicht nur eine individuelle Aufgabe der 
hier lebenden Menschen oder der Wirtschaft 
sein. Die Klimawende ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe, in der die Kommunen 
auch zum Gelingen beitragen müssen. Daher 
wollen wir dauerhaft den Posten des Klima-
schutzbeauftragten in unserer Verwaltung 
verankern. Dies wird zur weiteren Akzeptanz 
beim Klimaschutz beitragen. Mit dem Klima-
schutzbeauftragen lassen sich kommunale 
Projekte hinsichtlich von Folgen für Klima und 
Umwelt schneller und vorausschauender be-
werten. Alle Investitionen und Maßnahmen 
in Neu-Isenburg, die sich positiv auf das Klima, 
den Klimaschutz, die Umwelt, den Umwelt-
schutz und den Artenschutz auswirken, sollen 
Vorrang haben. Auch sollen Investitionen und 
Maßnahmen bevorzugt werden, die dafür sor-
gen, dass Lebensgrundlagen erhalten und ge-
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schützt werden, die den CO2- und Treibhaus-
gasausstoß reduzieren.

Regionale Wirtschaft braucht Fläche, um Ar-
beitsplätze und Wertschöpfung vor Ort zu 
schaffen. Neben der Schaffung neuer Gewer-
beflächen legen wir unseren Fokus auf die Re-
aktivierung bzw. Wiederverwendung bestehen-
der oder leerstehender Gewerbeflächen unter 
aktiver kommunaler Gestaltung. Wir setzen 
uns im Rahmen der Wirtschaftsförderung für 
eine weitere Stärkung des Dienstleistungs-
standortes Neu-Isenburg ein. Hierbei legen wir 
gesteigerten Wert auf einen ausgewogenen 
Branchenmix, um in Krisen einzelner Branchen 
weniger harte Verluste im Bereich der Gewer-
besteuereinnahmen erleiden zu müssen.

Unternehmen vor Ort schaffen nicht nur Ar-
beitsplätze vor Ort, sondern sorgen auch selbst 
für Nachfrage und Attraktivität einer Region. 
Die Kooperation lokaler Akteure der Wirtschaft 
soll unterstützt werden. Angebote der Regi-
onalvermarktung gilt es zu forcieren und zu 
fördern. Im Rahmen einer Gesamtbetrachtung 
wollen wir das Integrierte Stadtentwicklungs-
konzept ISEK, welches aufgrund seiner Konzep-
tion nur einen Teil Neu-Isenburgs betrachtet, 
in ein Gesamtkonzept für Neu-Isenburg über-
führen. Hierbei sollen unter anderem Aspekte 
der Nahversorgung der Bevölkerung miteinflie-
ßen, aber auch eine touristische Attraktivität 
und Aufenthaltsqualität entstehen. Gerade im 
touristischen Bereich setzen wir uns für eine 
verstärkte und Identität stiftende Vermarktung 
unserer historischen Wurzeln ein. 

Neu-Isenburg hat pro Jahr eine hohe, sechs-
stellige Summe an Übernachtungen. Unsere 
Hotels und Pensionen profitieren enorm von 
der Nähe zur Messestadt Frankfurt und zum 

Frankfurter Flughafen. In Frankfurt wird be-
reits seit einiger Zeit eine Extraabgabe von 
den Gästen zur Förderung der touristischen 
Infrastruktur eingefordert. Dieses Modell hat 
sich bewährt. Wir werden ein entsprechend 
auf Neu-Isenburg bezogenes Modell entwi-
ckeln und diese Extra-Einnahmen aus den 
Übernachtungen ausschließlich für den Aus-
bau und die Pflege touristisch nutzbarer In-
frastruktur reinvestieren. Somit schaffen wir 
einen Mehrwert für Neu-Isenburg wie auch 
für die Übernachtungsgäste.

Neu-Isenburg hat mit dem Alten Ort ein in 
Europa einmaliges städtebauliches Denkmal 
zu bieten. Dieses gilt es im Gesamtstadtbild 
sichtbar zu machen und in seiner Bedeutung 
als Keimzelle Neu-Isenburgs zu erhalten. 
Früher lebten im Alten Ort alle Menschen 
Neu-Isenburgs zusammen. Heute verzerrt sich 
dieses Bild durch stetig steigende Preise im 
Immobilienmarkt. Wir setzen uns neben der 
baulichen Erhaltung durch die Gestaltungs-
satzung für den Erhalt der sozialen Strukturen 
in diesem speziellen Teil Neu-Isenburg durch 
Schaffung einer Milieuschutzsatzung ein. Im 
Alten Ort soll weiterhin Platz für Neu-Isenbur-
ger aller Einkommensschichten sein - so wie 
es hier schon früher war. Eine entsprechende 
Entwicklung betrachten wir als wesentlichen 
Teil unserer Wurzeln. In unserer Nachbarstadt 
Frankfurt am Main hat sich dieses Konstrukt 
bereits bewährt und wird zunehmend häufi-
ger angewendet.

 
Die Stadt der Zukunft wird digital und 
schafft Mobilität für alle
 
Digitale Programme und Anwendungen sind 
Bestandteil unseres Alltags – nicht erst seit 

der Covid 19-Krise – denn Digitalisierung be-
trifft alle Lebens- und Arbeitsbereiche der 
Menschen.

Für die Stärkung der digitalen Kompetenzen 
wollen wir Förderangebote vor Ort entwickeln.

Das können eine Datenschutzberatung für 
Vereine, die Beratung zu digitalen Bürgerrech-
ten oder Lernangebote für alle Interessierten 
zu Soft- und Hardwarekomponenten sein. An-
gebote der Volkshochschule und der Beratung 
in den Städten und Gemeinden wollen wir 
ausbauen. Wir setzen uns dafür ein, Grund-
lagen für digitale Bildung zu stärken und zu 
fördern.

Mit der Stärkung der Digitalisierung vor Ort 
wollen wir neue Arbeitsplätze schaffen und 
die Wertschöpfung direkt in Neu-Isenburg 
etablieren. Chancen für unsere kommunale 
Wertschöpfung ergeben sich beispielsweise 
durch die mit der Digitalisierung einhergehen-
den Möglichkeiten der Ansiedlung von Unter-
nehmen. Deshalb setzen wir uns u. a. für die 
Prüfung und Förderung von Co-Working-Spa-
ces ein, in denen sich Spezialisten zusammen-
finden können, die ihre Berufe ortsunabhän-
gig ausüben können. Diese Möglichkeiten, die 
alternative Arbeitsformen liefern, müssen po-
litisch gewollt und praktisch umgesetzt wer-
den. Wir haben uns bereits zur vergangenen 
Kommunalwahl 2016 für ein solches Projekt 
im damals leerstehenden Branntweinmono-
polgebäude engagiert. Aktuell wird dort ein 
neues Wohngebiet entwickelt, daher steht das 
„Industriedenkmal“ dafür nicht mehr zur Ver-
fügung. Alternativen könnten bei einer Erwei-
terung der Hugenottenhalle entstehen, diese 
gilt es zu prüfen.
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Großes Potential bietet die Digitalisierung im 
Bereich der Stadtverwaltung. Nicht erst die 
Covid-Krise hat hier die Bedarfe deutlich ge-
macht. Auch der Gesetzgeber hat bereits vor 
einiger Zeit die Potentiale erkannt und mit 
dem Onlinezugangsgesetz einen entspre-
chenden Rahmen geschaffen. Diesen gilt es 
zügig sowohl im Sinne all unserer Einwohne-
rinnen und Einwohner als auch der lokalen 
Wirtschaft auszufüllen. Digitale Antragsstel-
lung in allen Bereichen der Stadtverwaltung 
sowie die komplette digitale Abbildung der 
hinterlegten Prozesse sind unser Ziel. Dadurch 
erfüllen wir die gesetzlichen Vorgaben und 
schaffen freie Ressourcen für andere Zwecke. 

Die Mobilität ist ein notwendiges Element ei-
nes attraktiven Lebensstandorts. Unsere Stadt 
ist allerdings besonders stark durch Lärm und 
Abgase belastet. Die Grenzen der Belastbar-
keit sind erreicht und teilweise überschritten. 

Der Frankfurter Flughafen ist zwar von großer 
Bedeutung für unsere Zukunft, den positiven 
wirtschaftlichen Auswirkungen seines Be-
triebs stehen jedoch erhebliche Lärmbelas-
tungen entgegen. Nach Fertigstellung des Ter-
minals 3 können bis zu 19 Millionen Passagiere 
pro Jahr zusätzlich abgefertigt werden. Ziel 
unserer Politik ist es deshalb, die Belastungen 

für Neu-Isenburg auf ein vertretbares Maß zu 
reduzieren und die bisher beschlossenen Maß-
nahmen nicht weiter aufzuweichen.

Wir fordern, das Nachtflugverbot auf 22 bis 6 
Uhr auszuweiten. Die Flüge in den Randzeiten 
werden ohnehin kaum ausgelastet. Die wei-
tere Ansiedlung von Billigfluglinien lehnen 
wir ab. Neben den passiven Lärmschutzvor-
kehrungen muss endlich verbindlicher aktiver 
Lärmschutz ausgehandelt werden. Hierfür 
fordern wir die Einführung von Lärmober-
grenzen für Flugzeuge und die Deckelung der 
Flugbewegungen auf 400.000 pro Jahr, solan-
ge Flugzeuge in Randzeiten fliegen, die nicht 
ansatzweise ausgelastet sind.

Wir treten für eine permanente Überprüfung 
der Lärm- und Schadstoffbelastungen inkl. 
Feinstaub ein. Wir engagieren uns deshalb 
für die Erstellung eines Luftreinhalteplans für 
Neu-Isenburg und die Weiterentwicklung des 
Lärmminderungsplans. Ziel ist eine Absen-
kung der Feinstaubwerte um möglichst 50%. 
Außerdem werden wir die Einführung einer 
Lärmschutzsatzung prüfen und den Einsatz 
von lärmarmen akkubetriebenen Geräten bzw. 
herkömmlichen Reinigungswerkzeugen ins-
besondere bei den städtischen Betrieben und 
Gesellschaften fördern.

Die Anbindung der Regionaltangente West bis 
in die östliche Friedhofstraße wurde von uns 
gefordert und wird von uns auch weiterhin 
unterstützt. Dabei soll es in Sachen Stadtgrün 
während dieses Projekts keine Verschlechte-
rung geben. Ein kleinstmöglicher Flächenver-
brauch für das Parkhaus am Bahnhof (in die 
Höhe) und die Rückführung von alten, nicht 
genutzten Parkflächen in Wald- bzw. Gehölz-
flächen sollen das unterstützen. 

Im Rahmen des Förderprogrammes „Vom al-
ten Ort in die neue Welt“ sollte neben der 
Fußgängerzone auch die Frankfurter Straße 
mehr ein Ort des Verweilens und des Einkau-
fens werden. Dazu bedarf es mehr Ruhe und 
Attraktivität u.a. durch Einführung einer Tem-
po-30-Zone, den Bau zusätzlicher Fahrrad-
ständer anstelle von Parkplätzen für Autos, 
mehr Sitzmöglichkeiten auf den Bürgerstei-
gen und vor allem Pflanzen und Begrünung 
an Häusern, Laternen, Dächern und durch Blu-
menkübel auf den Bürgersteigen. 

Wir unterstützen den Bau von Mobilitätssta-
tionen, bei denen ein hoher Prozentanteil für 
Fahrradstellplätze zur Verfügung steht. Die 
Parkgebühren sollen in den ersten Stunden 
sehr gering sein für die Nutzer von Park- and 
Ride-Plätzen. Allerdings sollen dann nach 24 
Stunden Gebührensätze fällig werden, die so 
hoch wie am Flughafen sind. Unsere Parkfläche 
darf nicht für Flugurlauber herhalten müssen!

Mit Blick auf den von uns begrüßten Neubau 
der Regionaltangente West möchten wir ei-
nen vollen Ausgleich des Grün-Verlustes im 
Bereich der Unterführung vom Bahnhof aus 
an Fischer-Lucius vorbei erzielen - vor Ort und 
mit hochwertigen einheimischen Gehölzen. 
Die Züge sollten auf Rasengleisen oder an 
Trockenstandorten auf Sedum-Gleisen fahren, 
um Staub zu binden und Schall zu schlucken. 
An der Endhaltestelle im Osten setzen wir uns 
für eine angemessene Mobilitätsstation, die 
sich optisch in die Umgebung anpasst, ein. 

Neu-Isenburg leidet unter vergleichsweise 
hohen Luft-Schadstoff-Immissionen. Durch 
immer neue Ansiedelungen im Kreisgebiet 
wächst die Gefahr, dass der Durchgangsver-
kehr weiter stark ansteigt und die Belastun-
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gen noch mehr in die Höhe treibt. Außerdem 
könnte mittelfristig unsere Verkehrsinfra-
struktur überfordert werden. Aus diesen Grün-
den wird es mit uns keine zusätzlichen Trassen 
geben, die noch mehr Durchgangsverkehr 
durch unsere Stadt bringen. Vielmehr muss 
der Individualverkehr durch ein intelligentes 
Verkehrsmanagement auf die uns umgeben-
den Autobahnen BAB A3, A5 und A661 umge-
leitet werden.

Wir setzen uns für ein kundenfreundliches 
Busnetz in Neu-Isenburg und seinen Stadt-
teilen ein. Das Angebot an Stadtbussen muss 
sich am tatsächlichen Bedarf der Benutzer ori-
entieren, um eine wirkliche Alternative zum 
Auto zu eröffnen. Voraussetzung dafür ist eine 
moderate Fahrpreisgestaltung. Wir stehen für 
ein neues Linienkonzept. Es sieht eine Kom-
bination von Expressverbindungen und Ring-
verkehren mit hoher Taktung und guter Ver-
netzung vor. Die Expresslinien verbinden die 
Stadtteile mit der Kernstadt und bieten dort 
Umsteigemöglichkeiten zu anderen Buslinien, 
der S-Bahn und Straßenbahn.

Die Ringverkehre verbinden – gut abgestimmt 
mit den Expresslinien, Straßenbahn und S-Bahn 
– die Neu-Isenburger Wohn- und Gewerbege-
biete mit Schulen, Kindergärten, Ärztezentren, 
Einkaufsmöglichkeiten, Rathaus, Sportstätten 
und Freizeiteinrichtungen. Damit können wir 
einen echten Neuanfang im öffentlichen Nah-
verkehr Neu-Isenburgs schaffen. Dieser würde 
die mobile Stadt dahin rücken, wo sie hinge-
hört, nämlich in eine innovative Vorreiterrolle.

Die Verlängerung der Straßenbahnlinie 17 in 
den Sprendlinger Norden unterstützen wir. 
Diese betrachten wir als attraktiven Zubringer 
für Arbeitende und Einwohner im Neu-Isen-

burger Süden (Stadtquartier Süd) an die Ar-
beitsstätten in Frankfurt und umgekehrt. 
Zudem entlastet die Verlängerung der Stra-
ßenbahn den bisherigen P+R-Parkplatz an der 
Endhaltestelle. Die Möglichkeiten zur Einfüh-
rung einer Fußgängerzone auf der Frankfurter 
Straße zwischen Carl-Ulrich-Straße und Offen-
bacher Straße werden wir prüfen.

Die Förderung des Radverkehrs soll in Neu-Isen-
burg nach unserem Willen hohe Priorität erhal-
ten. Wir setzen uns für die konsequente und zü-
gige Umsetzung des Fahrradverkehrskonzepts 
ein, um den vorhandenen Raum der Nutzung 
aller Verkehrsteilnehmer zuzuführen. Damit ein 
großer Teil des Individualverkehrs ersetzt wird, 
kommen durch die Einführung von Fahrradver-
leihsystemen und die konsequente Ausweitung 
des Car-Sharings zusätzliche Anreize hinzu. 
Auch überörtliche Radverkehrsverbindungen 
müssen ausgebaut werden. Die Umsetzung 
des Radschnellwegs Frankfurt-Darmstadt un-
terstützen wir ausdrücklich. 

Wir werden das Verkehrskonzept „Shared Spa-
ce“ auf die Anwendbarkeit im Neu-Isenburger 
Stadtgebiet hin prüfen und es nach Möglich-
keit umsetzen. „Shared Space“ bedeutet, dass 
alle Verkehrsteilnehmer und Verkehrsteilneh-
merinnen den öffentlichen Raum gemeinsam 
und gleichberechtigt nutzen. Verkehrszeichen, 
Signalanlagen und Fahrbahnmarkierungen 
werden überflüssig, wogegen die Vorfahrtsre-
gel gültig bleibt. Dadurch wird der vom Auto-
verkehr dominierte öffentliche Straßenraum 
sicherer und der Verkehrsfluss verbessert.

Als Sofortmaßnahme zur Erhöhung der Ver-
kehrssicherheit werden wir Tempo 30 vor 
sozialen Einrichtungen auch an Hauptver-
kehrsstraßen ausweisen und möglichst vie-

le Bushaltestellen mit Haltestellenkabinen 
nachzurüsten.

Die Stadt der Zukunft braucht innovative 
Stadtplanung und -entwicklung

Die kommunale Wohnungspolitik repräsen-
tiert ein Kernelement der Daseinsvorsorge. 
Daher ist eine weitere Bereitstellung von 
Wohnraum und der dazugehörigen Wohn-
infrastruktur notwendig. Flächensparende 
Bauweisen sind verstärkt anzustreben. Vor-
handene Baulücken sind zu schließen, Bra-
chen und leerstehende Gebäude auch durch 
Umnutzung wieder nutzbar zu machen. Der 
Vertreibung angestammter Bewohnerinnen 
und Bewohner, der Gentrifizierung, sagen wir 
den Kampf an.

Die Bebauung in der Erlenbachaue, im Birken-
gewann und im Stadtquartier Süd zeigt, dass 
private Investoren auf neu ausgewiesenen 
Bauflächen so gut wie keine preisgünstigen 
Wohnungen errichten. Nur durch öffentli-
che Wohnbauförderung und städtischen 
Grundbesitz kann bezahlbarer Wohnraum 
geschaffen werden. Wir stehen für eine akti-
ve Wohnungsbaupolitik der GEWOBAU und 
unterstützen genossenschaftliche Baukon-
zepte. Unsere besondere Zielgruppe bleiben 
in diesem Zusammenhang junge Neu-Isen-
burger Familien. Das Gebiet Am Kalbskopf ist 
zurzeit noch in der Planung. Hier befinden sich 
aktuell Gewerbeobjekte und minderwertige 
Wohnnutzung. Angemessene Revitalisierung 
der Brachen und neuer, attraktiver Wohnraum 
– diese Herausforderung nehmen wir an. Ge-
meinsam mit dem Eigentümer wollen wir hier 
einen attraktiven Teil Neu-Isenburgs entste-
hen lassen. Eine weitere Nachverdichtung in 



Gute Gesundheitsversorgung, barrierefreies 
Wohnen und Tagespflege: Nur mit der SPD.

Solidarität und Zusammenhalt: Erst recht in Krisenzeiten
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der Innenstadt werden wir mittragen, wo sie 
städtebaulich und ökologisch vertretbar ist.

Der Mietwohnungsmarkt in Neu-Isenburg 
erfüllt alle Kriterien zur Fortführung der Miet-
preisbremse. Wir setzen uns für die Beibehal-
tung dieser Maßnahme für unsere Stadt ein. 
Wir werden sorgfältig die Entwicklung der 
Wohngebiete in unserer Stadt beobachten. 
Mit Nachdruck unterstützen wir Projekte wie 
die „Soziale Stadt“ und Maßnahmen, die dazu 
beitragen, Fehlentwicklungen, wie z. B. die 
Verdrängung von Mietern (z.B. durch Milieu-
schutzsatzung), rechtzeitig zu verhindern oder 
zu korrigieren. Außerdem werden wir einen 
qualifizierten Mietspiegel wie in anderen Ge-
meinden üblich einführen. Hierzu werden wir 
gemeinsam mit allen Interessensgruppen an 
einer fairen Einordnung der unterschiedlichen 
Wohnlagen Neu-Isenburgs arbeiten. 

Zudem etablieren wir einen runden Tisch mit 
den wesentlichen beteiligten Akteuren des 
Wohnungsmarktes in Neu-Isenburg (GEWO-
BAU, Mieterschutzverein, Vereinigung der 
Haus- und Grundbesitzer). Hier wollen wir 
regelmäßig über aktuelle Probleme und Her-
ausforderungen in Neu-Isenburgs Wohnungs-
markt sprechen und gemeinsam Lösungen 
finden. Für die städtischen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter werden wir ein flexibles und 
bedarfsgerechtes Dienstwohnungskonzept in 
Zusammenarbeit mit der GEWOBAU einfüh-
ren. Hierzu hinterlegen wir einen besonderen 
Etat im städtischen Haushalt und subventio-
nieren darüber die Dienstwohnungen.

Wir wollen eine Finanzpolitik betreiben, die 
uns davor bewahrt, von der Kommunalauf-
sicht angewiesen zu werden, Anliegergebüh-
ren zu erheben. Nach Möglichkeit werden wir 

die städtischen Aufgaben und Instandhaltun-
gen ohne Erhebung von Straßenausbaubeiträ-
gen umsetzen.

Ärztliche Versorgung ist ebenfalls ein Grund-
bedürfnis. Während der Corona-Krise sind 
Probleme des Gesundheitssystems deutlich 
aufgezeigt worden. Das Gesundheitswesen 
braucht eine gute Steuerung. Wir wollen, dass 
in Hessen nirgendwo Unterversorgung droht. 
Überversorgung – und damit dauerhafte Un-
wirtschaftlichkeit – wollen wir zwar vermei-
den, wissen aber aufgrund der jüngsten Krise 
sehr gut, dass nicht alle Kapazitäten auf Kante 
genäht sein dürfen. Insbesondere in der Inten-
sivmedizin muss immer ein Puffer für Krisen-
zeiten vorhanden sein. 

Wir wollen, dass alle Menschen, unabhängig 
von ihrem Einkommen, Wohnort oder Alter, 
Zugang zu einer optimalen medizinischen Ver-
sorgung bekommen. Dazu brauchen wir ein für 
die jeweilige Region abgestimmtes Konzept zur 
Gesundheitsversorgung, eine Überarbeitung 
der Bedarfsbemessung, mehr Einfluss der Kom-
munen. Nahversorgungszentren und die Mög-
lichkeiten von E-Health müssen ausgeschöpft 
werden. Darüber hinaus müssen Ausstattun-
gen und Notfallpläne für medizinische Krisen 
sichergestellt und überprüft werden. 

Neu-Isenburg hat bislang eine bedarfsge-

rechte Ausstattung mit Ärztinnen und Ärzten, 
allerdings steht die weitere Versorgung auf-
grund von Ruhestandseintritten, insbesondere 
im Bereich der Kinderarztversorgung und im 
Bereich der Facharztversorgung auf dem Spiel. 

Wir fordern, in Hessen die Hebammenver-
sorgung zu verbessern. Insbesondere fordern 
wir eine Senkung der finanziellen Belastung 
der Hebammen durch Versicherungsbeiträ-
ge. Hebammen sind Müttern und Kindern 
nicht nur während der Geburt eine verläss-
liche Stütze, sondern stellen vor allem in der 
Vor- und Nachsorge eine der wichtigsten An-
sprechpersonen dar. Wir wollen nicht zulas-
sen, dass junge Neu-Isenburger Familien nach 
der Geburt auf sich allein gestellt sind. Private 
Initiativen zur Gründung von Geburtshäusern 
in Neu-Isenburg stehen wir offen und hilfs-
bereit gegenüber, wir wünschen uns wieder 
mehr „echte Iseborjer“ Kinder.

Im bestehenden Gesundheitssystem werden 
Ärztinnen und Ärzte benachteiligt, die sich an 
Orten mit wenigen Privatpatienten niederlas-
sen. Die aktuelle Trennung in privat und ge-
setzlich Versicherte verschärft somit das Pro-
blem der Unterversorgung in vielen Regionen. 
Wir setzen uns auf Bundesebene für einen Ab-
bau der Zweiklassenmedizin und langfristig 
für die Einführung einer Bürgerversicherung 
ein. Einzige Aufgabe der Kassenärztlichen Ver-
einigung ist die flächendeckende Sicherstel-
lung der ärztlichen Versorgung, die nicht über-
all erfolgreich gelingt. Wir werden uns deshalb 
dafür stark machen, dass den kommunalen 
Gebietskörperschaften ein vorrangiges Recht 
zur Übernahme vakanter Vertragsarztsitze 
mit dem Ziel der Einrichtung kommunaler 
Versorgungsstrukturen zukommt. Damit kann 
Versorgung bedarfsgerecht gesteuert, und es 



können familiengerechte, flexible Arbeitsplät-
ze für Ärztinnen und Ärzte angeboten werden.

Wir als Isenburger SPD setzen uns für ein at-
traktives Angebot weiterer Praxisflächen in 
Neu-Isenburg ein. Wir können uns gut vorstel-
len, im Bereich des Stadtquartiers Süd durch 
die Gewobau entsprechende Flächen für 
ärztliche Nutzung zur Verfügung zu stellen. 
Private Angebote teilstationärer Tagespflege 
schaffen den notwendigen Lückenschluss im 
Bereich der Pflege.

 
Die Stadt der Zukunft bietet eine gute 
Gewerbeinfrastruktur mit attraktiven 
Einkaufsmöglichkeiten

Unsere Stadt liegt im Herzen des Rhein-Main-
Gebiets mit einer überragend günstigen 
Finanz-, Transport- und Logistikstruktur. Au-
ßerdem haben wir zahlreiche Kopplungsmag-
neten, mit deren Besuch sich ein Einkaufsbum-
mel verbinden lässt – wie die vielen Restaurants 
oder die Veranstaltungen in unserer Hugenot-
tenhalle. Allerdings muss den angesprochenen 
Kundinnen und Kunden der Einkauf auch Spaß 
machen, der Branchenmix muss stimmen, und 
alle Interessierten müssen wahrnehmen, dass 
und was es zu kaufen gibt. Hier liegt nach Jah-
ren der Ignoranz einer schwarz-grüne Mehrheit, 
flankiert durch eine FDP, die die Fußgängerzone 
am liebsten wieder für den Autoverkehr öffnen 
würde, vieles im Argen. Die Folgen sind Leer-
stand und Netto-Kaufkraftabfluss, das heißt, 
die Menschen geben ihr Geld anderswo aus. 

Mit anderen Worten: Neu-Isenburg hat bei bes-
ten Infrastruktur-Chancen ein Verödungspro-
blem! Dem wollen wir uns um des Einzelhandels 
und der Lebensqualität aller unserer Einwohne-
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rinnen und Einwohner willen mit Macht entge-
genstellen. Dabei gilt es nicht nur die „Interes-
sengemeinschaft City Neu-Isenburg e.V.“ nach 
Kräften zu unterstützen und zu fördern. Wir 
müssen auch gemeinsam mit allen Akteuren 
über weitergehende Schritte nachdenken, von 
einer größeren Gewerbeinitiative bis hin zu in-
formellen Sponsoring-Maßnahmen. Wer sagt 
denn, dass sich unsere Neu-Isenburger Firmen 
nicht z.B. auch als Pflanzenpaten zur Verfügung 
stellen würden, wenn man Sie mit einem Kon-
zept in der Hand und dem Versprechen einer Na-
mensplakette darauf anspräche? 

Die bisherige Innenstadtpolitik unserer 
schwarz-grünen Mehrheit hat sich weitge-
hend darin erschöpft, dass auf der längst 
herabgestuften Frankfurter Straße nicht ein 
einziger Parkplatz geopfert werden darf. So 
verhindert man Lebensqualität und „urbane 
Räume“, macht den Einkaufsbummel unat-
traktiv und sorgt für Abwanderung. Hier müs-
sen wir mit einem nachhaltigen Kurswechsel 
alle, die nach Einkaufsmöglichkeiten suchen, 
in Neu-Isenburg binden. Das gilt umso mehr 
angesichts der Sprendlinger „Neuen Mitte“ im 
benachbarten Dreieich.

Die Stadt der Zukunft schafft Arbeit und 
Chancen

Eine faire Entlohnung, mit der Menschen auch 
im Alter abgesichert sind, ist für uns das Min-
destmaß. Deswegen setzt sich die SPD für 
einen landesweiten Mindestlohn von 13 Euro 
ein, der tariflich geregelt wird. Ziel ist es, per-
spektivisch im Bereich der öffentlichen Ver-
gabe ein Mindestentgelt von dreizehn Euro je 
Zeitstunde zu erreichen. Regionale Wirtschaft 
braucht Fläche, um Arbeitsplätze und Wert-

schöpfung vor Ort zu schaffen. Neben der 
Schaffung neuer Gewerbeflächen legen wir 
unseren Fokus auf die Reaktivierung bzw. Wie-
derverwendung bestehender oder leerstehen-
der Gewerbeflächen unter unserer aktiven 
kommunalen Gestaltung.

Obwohl Unternehmen oftmals Arbeitskräfte 
fehlen und gleichzeitig ausgebildetes Personal 
vorhanden ist, scheitern Jobvermittlungen oft-
mals an bürokratischen Hürden, insbesondere 
bei Personen mit Migrationshintergrund. Wir 
wollen, dass Kommunen und Kreise personell 
gut aufgestellt sind, solche Probleme zu bewäl-
tigen, und dass die Anerkennung von Abschlüs-
sen schneller und zielgerichteter bearbeitet 
werden kann. Unser Einzelhandel steht gerade 
in der Innenstadt und in den Randlagen vor 
großen Herausforderungen. Hohe Mietpreise 
und starker Konkurrenzdruck durch zentrale 
Einkaufszentren, die Nachbarschaft zu Dreieich, 
Offenbach und Frankfurt am Main mit deren 
Einzelhandelslagen verschärfen die Situation 
für unsere lokalen Geschäfte noch mehr. 

Aus unserer Sicht ist es erforderlich, durch ge-
eignete Maßnahmen, wie z.B. ein Förderpro-
gramm zur Ansiedlung (Mietzuschuss usw.), 
den Einzelhandel aufzuwerten. Mit Sorge 
nehmen wir einen zunehmenden Leerstand 
von Ladenflächen zur Kenntnis. Diesem könn-
te durch eine aktive Politik entgegengewirkt 
werden: Die Kommune kann bei Verkäufen von 
ihrem Vorkaufsrecht Gebrauch machen und 
zur Unterstützung der Infrastruktur potenti-
ellen Gewerbemietern attraktive Angebote 
machen. Es liegt im Interesse der Kommune, 
bestimmte Angebote der Daseinsvorsorge zur 
Verfügung zu stellen. Wir halten es auch in 
diesem Bereich für möglich, durch die GEWO-
BAU tätig zu werden. 
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Die Stadt der Zukunft ist vernetzt und 
handelt transparent

Auf unserem Weg zu mehr Umweltbewusst-
sein werden wir die Isenburger*innen durch 
die Schaffung einer städtischen Stabsstelle 
unterstützen. 

Energieeinsparungen im kommunalen Be-
reich sollen vorbildlich sein, private und ge-
werbliche Ressourcenschonung soll stärker 
angeregt werden. Die nachhaltige Verbes-
serung der Gesamtenergieeffizienz in den 
städtischen Gebäuden durch den verstärkten 
Einsatz erneuerbarer Energiequellen und die 
Senkung des Energieverbrauchs sind gleich-
zeitig auch wichtige Ansätze, um die Kosten 
für die Kommune zu senken. Darüber hinaus 
werden wir konsequent die städtischen Fahr-
zeuge auf die Verwendung neuer und umwelt-
freundlicher Kraft- und Treibstoffe umrüsten. 
Wir fördern den Wechsel zu energiesparender 
Mobilität durch den Ausbau des öffentlichen 
Nahverkehrs sowie konsequente und schnelle 
Umsetzung des Radverkehrskonzepts.

Wir fordern ausreichend Stromtankstellen für 
städtische Parkhäuser und Tiefgaragen sowie 
den öffentlichen Parkraum. Dazu wollen wir bei 
turnusmäßig anstehenden Erneuerungen der 
Straßenbeleuchtung flächendeckende Lade-
möglichkeiten installieren. Erst wenn die Ladein-
frastruktur ausreichend vorhanden ist, wird die 
Mehrzahl der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher beginnen, auf E-Mobilität umzusteigen. 

Wir brauchen Bebauungspläne, deren Festset-
zungen es den Menschen vor Ort ermöglichen, 
energieeffizient zu bauen. Wir werden Anreiz-
konzepte einführen, die Verbraucher beloh-
nen, die Strom einsparen.

Wir setzen uns dafür ein, dass die Stadtwerke 
nicht reine Stromversorger bleiben, sondern 
durch Investitionen in regenerative Energien 
sowie den Bau von Blockkraftwerken dezen-
traler Stromerzeuger werden. Die Stadt als 
Eigentümerin der Stadtwerke wird durch Ver-
zicht auf Gewinnentnahmen die hierfür not-
wendigen finanziellen Mittel zur Verfügung 
stellen. 

Informationen sind enorm wichtig und eröff-
nen neue Möglichkeiten. Wir setzen uns für ei-
nen weiteren Ausbau der Bodensensorik, Tem-
peratur- und Lärmsensorik in Neu-Isenburg 
ein. Mit diesen gewonnenen Daten lassen 
sich nicht nur Hitzehotspots in der Stadt her-
ausfinden, sondern z.B. auch Kälte- und Frost-
schwerpunkte. Dies ermöglicht zum Beispiel 
einen effizienteren Einsatz der Winterdienste 
und der gestreuten Menge Auftausalze auf 
unseren Straßen in Neu-Isenburg.

Die Globalisierung bestimmt unser Leben 
positiv wie negativ. Wir wollen Kinder und 
Jugendliche darauf vorbereiten und ihnen Bil-
dung als Rüstzeug mitgeben, um Globalisie-
rung nicht nur als Bedrohung, sondern auch 
als Chance wahrzunehmen. Dies kann schon 
in der Kindertagesstätte beginnen und über 
die Schule hinausgehen. Kommunen können 
hierbei in Zusammenarbeit mit Eine-Welt-In-
itiativen, Eine-Welt-Läden oder auch Kirchen-
gemeinden Verbindungsstellen hin zu allen 
Menschen sein. Als Fairtrade-Stadt können 
sich Kommunen und Bürgergesellschaft ge-
meinsam für bessere Lebensverhältnisse der 
Partner engagieren. Auch das öffentliche Be-
schaffungswesen lässt sich fair und solida-
risch gestalten. Soziale und ökologische Fakto-
ren gehören dazu.

Deutsche Städte und Gemeinden haben nach 
dem Zweiten Weltkrieg gezeigt, welche Kraft 
Städtepartnerschaften für die Aussöhnung 
und die Ausgestaltung des vereinten Europas 
haben. Diese Kraft heute weiterzuentwickeln, 
betrachten wir als eine positive Herausforde-
rung in unserer Verantwortung für die Men-
schen des globalen Südens. In ihrer Millenni-
umserklärung haben die Vereinten Nationen 
den Kommunen einen festen und wichtigen 
Platz im Kampf gegen Ungerechtigkeit, gegen 
Armut und Hunger in der Welt eingeräumt. 
Bereits heute gibt es Kommunen in Hessen, 
die sich dieser Herausforderung stellen. Wir 
wollen ein Prozent des Neu-Isenburger Ge-
samthaushalts für Entwicklungshilfe zur Ver-
fügung zu stellen.

Im Zeitalter der Informationen ist es aus un-
serer Sicht angebracht, auch innerhalb der 
städtischen Verwaltung Transparenz zu leben. 
Wir setzen uns für deutlich zeitgerechtere 
und transparentere Wege der Kommunika-
tion ein. So muss den Betroffenen jederzeit 
nachvollziehbar dargelegt werden, wie weit 
der Bearbeitungsstand eines Antrags ist, wel-
che Schritte noch ausstehen und wann mit 
der abschließenden Bearbeitung zu rechnen 
ist. Gleiches gilt für die politischen Entschei-
dungsgremien. Wir wollen mehr Transparenz 
in der politischen Entscheidungsfindung. So 
soll es allen Betroffenen einfach möglich sein, 
die wöchentlichen Drucksachen im Vorfeld per 
E-Mail zu erhalten, nicht erst am Sitzungstag 
als Tischvorlage in Papierform. Die öffentlichen 
Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung 
sollten als Podcast online zur Verfügung ge-
stellt werden und auch im Nachhinein abruf-
bar sein. Wir wollen so die Teilhabe aller unse-
rer Einwohner an politischen Entscheidungen 
verbessern.
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6	 HANS JÜRGEN HÖHL 
	 Rentner

4	 DR. NORA JAUSEN parteilos 
	 Senior Manager

5	 YVONNE VEKONY 
	 Verfahrensbeistand

3   	 ROGER FINK parteilos 
	 Netzwerkplaner IT

2	 INGE MANUS 
	 Lehrerin

1	 SEBASTIAN STERN 
	 Versicherungsfachmann
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6	 VALESKA FUHR 
	 Angestellte

5	 NICOLE HUTHER 
	 Apothekerin

4	 YVONNE LAMMERSDORF 
	 PTA

3	 HARALD ACHILLES 
	 Jurist

2	 ROLF SIEFERT 
	 Angestellter

1	 IRENE LINKE 
	 Rentnerin
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